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Schluß mit den Gleidischaltungsbestrebungen 
im Reichsverbande! 

Ein ernstes Mahnwort an die deutschen Ärzte in der CSR 

Weit über den Kreis der sozialistischen Ärzte hinaus verfolgen 
freiheitliche und fortschrittliche Kollegen die Vorgänge im Reichs- 
verbande der deutschen Ärztevereine in der CSR. Diese angeblich 
unpolitische, in erster Reihe der Wahrung der wirtschaftlichen 
Interessen ihrer Mitglieder bestimmte Organisation gerät von Tag 
zu Tag mehr unter den Einfluß jener deutschen politischen Partei, 
die ihr Idol in den entsetzlichen und barbarischen Zuständen des 
Dritten Reiches erblickt. Durch längere Zeit wurde in der „Rund- 
schau” der Ärztlichen Nachrichten, in deren Redaktionskomitee die 
Herren Koerting, der früher einmal Kohn geheißen haben soll, 
und Herzum, ein SdP-Führer in Aussig a. d. E., die entscheidende 
Rolle spielen, kritiklos abgedruckt, was die „Führer”, die „Beauf- 
tragten”, die „Bevollmächtigten” der völlig unterdrückten reichs- 
deutschen Ärzteschaft befehlen. Kein Wort über die nicht geleug- 
nete Steigerung der Sterblichkeit, die starke Vermehrung der Be- 
triebsunfälle, hervorgerufen durch das maßlose Antreibe- und Aus- 
beutungssystem, den erhöhten Krankenstand der Arbeiterschaft 
und der heranwachsenden Jugend! Nicht im entferntesten wurde 
oder wird angedeutet, wie die deutsche Wissenschaft und ihre her- 
vorragenden Vertreter geknebelt werden. Unfreiheit und Zwang 
unter dem Hitler-Streichersystem, die Verjagung einer Elite deut- 
scher Gelehrter, worüber immer wieder die Weltpresse wenigstens 
dort berichtet, wo sie nicht von Tyrannen mundtot gemacht ist, 
scheinen dem Ideale der gleichgeschalteten Aussiger Sachwalter 
der deutschen Ärzteschaft durchaus zu entsprechen. 

Die „Rundschau” haben wir zum Schweigen gebracht, als wir sie 
anprangerten; der Herr Berichterstatter hat die Courage verloren. 
Die totalitären Tendenzen des Reichsverbandes, bzw. der dort herr- 
schenden SdP-Mehrheit schreiten aber rasch fort, wofür einige Vor- 
fälle der letzten Zeit symptomatisch sind. In Aussig a. d. E. wurde 
ein Boykottflugblatt herausgegeben, das ganz im Sinne der 
Nazi auffordert, namentlich angeführte Ärzte zu meiden; solche 
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Bübereien vollbringen reinrassige Deutsche natürlich anonym, so 
lange die Gerichte noch nicht gleichgeschaltet sind! Am 14. Novem- 
ber 1937 konnte in Aussig a. d. E. bei einer wissenschaftlichen Ta- 
gung der reichsdeutsche Professor G u n d e 1 vor einem Vortrage 
über Diphtherieschutz mit erhobenem Arme den Hitlergruß leisten 
und mit demselben Gruße auch wieder abtreten. Niemanden von 
uns wundert es, daß seine Zuhörer, Bürger der Tschechoslowaki- 
schen Republik, in der es ihnen gar nicht so schlecht geht, diese 
Provokation mit einem Beifallsorkan belohnten. 

Vor wenigen Tagen hat die „Prager Presse” ein „streng vertrau- 
liches” Rundschreiben des Abgeordneten der Henleinpartei Dr. 
J i 1 1 y, des einzigen deutschen Arztes im Abgeordnetenhause, ab- 
gedruckt, in dem den „Kameraden-Kollegen” mitgeteilt wird, daß 
die neue offizielle Zeitschrift des Reichsverbandes, die den für ein 
wissenschaftliches Organ etwas absonderlichen Namen „Der deut- 
sche Arzt in der CSR” führt, im Sinne der SdP geschrieben werden 
wird und die „Belange” der Nazi-Ärzte dort vertreten werden. Diese 
Zeitschrift, die durch die Mitgliedsbeiträge aller Mitglieder des 
Reichsverbandes ermöglicht wird, erscheint unter Mitwirkung der 
Medizinischen Fakultät der deutschen Univer- 
sität in Prag. Wie kommt Herr Dr. Jilly zu seinen Verspre- 
chungen ? Haben Herr Dozent Dr. Bardachzi (dem es wohl zu- 
zutrauen wäre), die Professoren in Prag, der Vorstand des Reichs- 
verbandes derartige Zusicherungen gegeben? Die fortschrittlich 
gesinnten Mitglieder des Reichsverbandes werden darüber wachen, 
daß der „Deutsche Arzt” nicht der nazistischen Ideologie verfällt! 

Wer könnte sich bei dieser Entwicklung der Dinge darüber wun- 
dern, daß von dieser Seite Sturm gelaufen wird gegen den Gesund- 
heitsminister Gen. Dr. C z e c h, der zwar mit zähester Energie, so- 
zialem Empfinden, vollstem Verständnisse für die Bedürfnisse der 
Volksgesundheit wirkt, der aber dieser Gesellschaft aus wohlbe- 
kannten Gründen nicht paßt und passen darf. Mußte doch schon 
vor einiger Zeit, bei Gelegenheit eines Referentenentwurfes für die 
Zahntechnikerfrage, die „Sachlichkeit” gegenüber dem Minister an- 
geprangert werden. Das Handelsministerium war zwar für den Ent- 
wurf verantwortlich; macht nichts, die ganze Polemik wird gegen 
den Gesundheitsminister gerichtet. 

Nun erfolgte vor wenigen Wochen ein erneuter, heftiger Angriff 
in den „Ärztlichen Nachrichten” gegen das von vielen Seiten, auch 
von den tschechischen Ärzten und Fachleuten, in überaus lobender 
Weise gewürdigte Expose des Gesundheitsministers im Budgetaus- 
schusse. Es dürfte den Führern des Reichsverbandes nicht un- 
bekannt sein, was sie im von ihnen so verehrten Dritten Reiche 
zu erwarten hätten, wenn sie Maßnahmen der Regierung oder der 
Behörden überhaupt kritisieren. Sie wissen, daß man das in der 
vielgeschmähten demokratischen Republik ungescheut tun darf, 
hier gibts kein Konzentrationslager und keine SA. Aber auch bei 
uns muß eine so ungerechte, böswillige Kritik, ein so imwürdiger 
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Ton lebhafte Zurückweisung und energischen Widerspruch hervor- 
rufen. Geflissentlich verschweigt der Verfasser, daß es Dr. Czech 
war, der dafür sorgte, daß das Gesundheitswesen nicht mehr die 
Aschenbrödelrolle spielt, die es viele Jahre im Rahmen der Staats- 
verwaltung einnahm. Vergebens sucht man in dem langen Aufsatze 
ein Wort darüber, daß die staatliche Gesundheitsverwaltung in der 
letzten Zeit eine gewaltige Aktivierung erfahren hat, daß die ärzt- 
lichen Stellen stark vermehrt wurden, daß diese auch deutschen 
Ärzten zugänglich gemacht wurden, daß die Ausgaben des Ressorts 
bedeutend gesteigert wurden. Wer Einblick hat, weiß, welch un- 
erhörte Konsequenz und Energie gerade hierzu notwendig ist! Bis 
zum Jahre 1936, also während der verheerendsten Krisenjahre, 
hat das Ministerium nichts für die Kinder der Krisenopfer getan; 
jetzt wurde eine großzügige Kindergenesungsak- 
tion durchgeführt. Den Schreiber in den „Ärztlichen Nachrich- 
ten” hat die Tatsache, daß 25.000 Kinder von Arbeitslosen und 
Kurzarbeitern gesundheitlich wieder aufgerichtet wurden, nicht 
dazu veranlaßt, auch nur e i n Wort der Anerkennung zu sagen. 
Es wird vielmehr die wegwerfende Bemerkung gedruckt, es sei 
„vielversprechend, aber unzureichend”. In gleicher Art wird zu fast 
allen Maßnahmen des Gesundheitsministeriums Stellung genom- 
men. Natürlich findet auch die geplante Reform des Krankenhaus- 
wesens, die das modernste Krankenhausgesetz Europas vorbereiten 
soll, ebenso wenig Gnade wie die Reformierung der Jugendfürsorge, 
die Dr. Czech durch Beseitigung des gegenwärtig bestehenden 
Chaos auf moderne Grundlage stellen will. Der Raum verbietet es, 
noch weiter auf Einzelheiten einzugehen. Alle Kollegen mögen die 
soeben erschienene Ausgabe der „Revue des Gesundheitswesens” 
nachlesen, in der im einzelnen zu den Unrichtigkeiten des Artikels 
in den „Ärztlichen Nachrichten” Stellung genommen wird. 

Die Entwicklung nimmt ihren Fortgang. Die „Prager Presse” 
vom 29. Jänner veröffentlicht Weisungen der SdP-Hauptstelle, die 
Einblick in einen bestehenden „15-Jahresplan der SdP-Ärzte” ge- 
währen. Es werden dort den Ärzten Weisungen erteilt, wie sie in 
alle sozialen Vereinigungen verläßliche Exponenten und t)ber- 
wachungsposten zu entsenden haben, um allmählich Jugendfür- 
sorge, Tuberkulose- und Krebsbekämpfung usw. zu ihrer aus- 
schließlichen Domäne zu machen. Alle freiwerdenden Stellen, seien 
es welche immer, sollen und müssen — in längstens 15 Jahren mit 
getreuen und einwandfreien SdP-Leuten besetzt werden. 

Noch ein Pfeil! Vor wenigen Tagen brachte die „Rundschau” 
Henleins einen wutschäumenden Artikel gegen den Ministerialrat 
und Dozenten Gen. Dr. Gruschka, über dessen Begabung, wis- 
senschaftliche Höhe, soziale Einstellung es nur ein Urteil gibt. 
Jeder, der ihn kennt, war erfreut, daß er in den Dienst des Gesund- 
heitsministeriums getreten ist. In der „Rundschau” wird er ange- 
pöbelt; ein erfrischender Artikel über den „Aufbruch der Primiti- 
ven”, den er 1934 im „IÄB” veröffentlicht hat, wird als unvereinbar 
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mit seiner amtlichen Stellung denunziert. Auch hier ein ordinärer 
Ton, der sachliche Kritik und Auseinandersetzung ausschließt. 

Es ist erfreulich, daß sich auch im Reichsverbande Opposition 
gegen diese Richtung regt. Aufgabe der fortschrittlichen Ärzte 
ohne Unterschied der Partei, der Konfession wird es sein müssen, 
gegen das immer offener auf tretende Treiben der Naziärzte und 
ihrer Wegbereiter sich zur Wehr zu setzen. Die ganze demokra- 
tische Öffentlichkeit in der Republik ist daran interessiert, daß die 
deutsche Ärzteschaft vor der nazistischen Seuche bewahrt bleibt. 

Erklärung 

Die „Ärztlichen Nachrichten” veröffentlichten in Nr. 21 ex 1937 
unter dem Titel „Das öffentliche Gesundheitswesen und seine Auf- 
gaben” einen umfangreichen Aufsatz, der nicht von einem Autor 
gezeichnet ist und deshalb als offizielle Kundgebung des Redaktions- 
ausschusses und des Reichsverbandes der deutschen Ärztevereine in 
der CSR angesehen werden muß. Der Artikel enthält überdies einige 
Wendungen, die bei jedem Leser den Eindruck erwecken müssen, daß 
er die Überzeugung der gesamten deutschen Ärzteschaft zum Aus- 
druck bringt. 

Die im Vereine der deutschen sozialdemokratischen Ärzte organi- 
sierten Mitglieder, die ausnahmslos dem Reichsverbande angehören, 
erheben schärfsten Einspruch gegen diesen Aufsatz. Sie protestieren 
nicht nur gegen die ungehörige Form der Kritik, sondern ganz be- 
sonders gegen die sachlichen Unrichtigkeiten und Unwahrheiten, von 
denen der Artikel strotzt, und gegen die offenkundig gehässige Ab- 
sicht, die aus diesem unmotiviert scharfen Artikel spricht. Die Feind- 
seligkeit äußert sich in doppelter Weise: im Verschweigen der in 
schwerster Zeit vom Minister Dr. C z e c h für die Volksgesundheit 
geleisteten Arbeit und in dem Eifer, der aufgewendet wird, um 
haltloses Material zur Begründung einer vernichtend sein sollenden, 
dem unterrichteten Leser aber durchaus haltlos erscheinenden Kri- 
tik zusammenzutragen. 

Der Reichsverband, dessen Aufgabe in erster Linie die Wahrung 
der wirtschaftlichen Interessen der deutschen Ärzte sein und bleiben 
muß, hätte, wie wir mit allem Nachdruck feststellen, weit mehr die 
Pflicht zu erfüllen gehabt, dem gegenwärtigen Gesundheitsminister 
den Dank der Ärzteschaft dafür auszusprechen, daß er, was schon 
in Vergessenheit geraten zu sein scheint, ihre wirtschaftlichen Inter- 
essen in Angelegenheit der Erwerbsteuer und der Pensionsversiche- 
rung so tatkräftig und erfolgreich gefördert hat, als ihn so überaus 
gehässig zu kritisieren und zu verunglimpfen. 

Verein der deutschen sozialdemokratischen Ärzte in der CSR. 

Der Schriftführer: Der Vorsitzende: 

Dr. Epstein. Dr. Holitscher. 
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Linfluence du chomage sur la santc publique 

par le Dr. Icholc 

Profeeseur ii 1 'Institut de StatiBtique de l’Universltt de Paris 

Le travail, d’une part, en tant que source de revenus permettant 
de subvenir aux besoins imperieux de l’existence et, d’autre part, 
en sa qualite la condition primordiale de la joie de vivre, interesse 
au plus haut degre la protection de la sante publique. Les problemes 
qui se posent, ä cette occasion, sont multiples, mais, sans aucun 
doute, les plus ardus, voire meme les plus inquietants, surgissent en 
relation avec le chomage. On comprend aisement combien cet etat, 
contraire ä la nature humaine, ä moins d’avoir affaire aux cas 
pathologiques et antisociaux, met ä une dure epreuve l’organisme, 
menace dans ses forces vives. 

Bie nentendu, la resistance envers les privations de toute Sorte 
varie suivant les individus, mais, dans son ensemble, la masse trahit 
des points communs et des particularites speeiales. Celles-ci mont- 
rent-elles une diminution de l’etat general, se traduisent-elles par 
une augmentation du nombre de diverses maladies ou provoquent- 
elles une accentiation, plus ou moins forte, de la courbe de mor- 
talite ? 

Disons tout de suite qu’il est extremement difficile de repondre, 
en tant que statisticien, aux questions posees. Nos investigatjons 
sont tres limitees par le fait que nous ne disposons guere d’une 
statistique detaillee. Aussi avons-nous borne notre etude surtout 
au departement de la Seine, dont la documentation, sans etre com- 
plete, est instructive. 

Puisque, dans Fensemble des communes de la Seine, certaines se 
distinguent par une population oü les elements ouvriers dominent 
en raison du nombre des usines, et que, d’autre part, le chomage 
y exerce son influence nefaste, il nous a paru interessant, notam- 
ment, dans 1’arrondissement de Saint-Denis, d’etudier ä part cinq 
villes, ä savoir: Boulogne-Billoncourt, Clichy, Levallois-Perret, 
Saint-Denis et Saint-Ouen. A titre de comparaison, nous prendrons, 
dans le meme arrondissement, egalement cinq communes oü il ne 
peut etre question des etablissements industriels importants. Asnie- 
res, Bois-Colombes, Neuilly-sur-Seine, Rosny-sous-Bois, Villemonble 
sont, comme on le sait, des endroits privilegies, dans ce sens que 
leur atmosphere ne se trouve pas viciee, d’une maniere importante, 
par les fumees des usines, ni par des quartiers sordides et surpeuples. 


Nous avons examine la mortalite a un double point de vue: la 
mortalite generale et la mortalite par tuberculose pulmonaire. 
Notre choix a sa raison d’etre dans l’affirmation, courante et par 
trop connue, que la tuberculose, cette maladie sociale par excellence, 
Profite de la misere. Si donc le chomage prepare, dans une certaine 
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mesure, ce qu’il faut demontrer, le lit aux maladles mortelles, il doit 
etre avant tout „tuberculigene”. 

II est ä noter que les chiffres, pour tous les groupes d’äge, ne 
permettent guere d’affirmer que les communes ouvrieres trahissent 
une Situation partieulierement desavantageuse en comparaison avec 
les communes qui ne sont point essentiellement ouvrieres. II parait 
certain qu’ a Neuilly-sur-Seine et ä Villemonble, la mortalite par 
tuberculose baisse d’une fagon ä peu pres continue, comme ä Saint- 
Denis et ä Levallois-Perret. En scrutant les chiffres, en procedant 
notamment aux regroupements et aux calculs, on pourrait montrer 
par-ci, par-la, des fluctuations, mais il serait imprudent, voire meme 
ose, d’y voir une relation de cause ä effet. La baisse restera le fait 
dominant, d'autant plus frappant que la population augmente. Pro- 
portionnellement, la diminution de la mortalite est plus impression- 
nante. 

Si nous envisageons Tage de 20 ä 39 ans, qui contient l’element 
travailleur de la population, toutes reserves etant faites, nous dirons 
que le repos exerce une certaine action favorable. En plus, le non- 
exercice d’une profession signifie la suppression des risques d’acci- 
dents et de maladies professionnelles. Dans les metiers insalubres 
et dangereux — et leur nombre est plus grand que l’on s’imagine — 
le chomage sauve des malheureux d’une maladie ou d’une mort, 
dont ils risquent de devenir victimes. 

En parlant du role morbide de la profession, on regrettera de ne 
pas pouvoir analyser des chiffres par sexe et par occupation. On 
n’oublie pas que la femme de l’ouvrier chömeur ne 
profite aucunement de l’oisivete force e. Bien au 
contraire, sa täche de mere et de menagere, non seulement reste la 
meme, mais se comphque en raison des difficultes financieres in- 
extricables. 

* 

Sans pouvoir fournir des preuves, nous devons nous attendre ä 
une augmentation de la mortalite fern ine et a une 
diminution de la mortalite masculine. Peut-etre, dans le total des 
deces pour les deux sexes, l’elevation d’une part et la baisse d’autre 
part, finissent-elles par se compenser. 

Si apres la mortalite, dont les conclusions sont plutot negatives, 
nous passons ä la morbidite, nous ferons remarquer tout d’abord 
qu’une etude statistique satisfaisante de la morbidite se heurte ä 
des difficultes pour ainsi dire insurmontables par le fait que nulle 
part il n’existe une declaration officielle plus ou moins complete de 
diverses maladies, Il faut donc renöncer ä une documentation de 
vaste envergure et se contenter d’une Serie de donnees statistiques 
fragmentaires, recueillies ä des sources variees, et d’une valeur ine- 
gale. Il nous faudrait trop de place pour en faire etat et qu’il nous 
soit permis d’examiner la Situation des ecoliers. 

Nous ne pouvons mieux faire que de citer Mme M o r s i e r, se- 
cretaire generale de l’Union Internationale de Secours aux Enfants, 
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qui a rendu compte d’une enquete, faite dans les ecoles, aupres des 
enfants des chomeurs. Voici ses conclusions: „Les personnes qui 
ont l’habitude d’observer de pres les enfants des chomeurs 
remarquent un affaiblissement general de leur etat 
desante, qui se traduit par une fatigue rapide apres tout eff ort 
physique ou mental, ou meme Fincapacite d’obtenir cet effort — 
une mois grande resistance ä la contagion des maladies infectieuses 
benignes — enfin une augmentation du rachitisme, de la carie den- 
taire, de la pellagre notamment aux Etat-Unis. 

„Ces conditions de sante sont dues ä la sous-alimentation, au 
manque de vetements et de chaussures, aux mauvaises conditions 
de logement ä la diminution d’activite des organisations publiques 
et privees de protection de l’enfance et de prophylaxie hygienique, 
faute de credits suffisants.” 

En nous toumant vers la Pologne, citons une enquete sur 15.295 
enfants de chomeurs des ecoles primaires de Varsovie et de cinq 
autres villes. Elle a montre que 24,39% des enfants n’avaient pas 
le premier dejeuner, 7,55% n’avaient rien ä midi, et 17,63% rien 
le soir. Meme Situation aux Etats-Unis. A New-York la proportion 
des enfants sous-alimentes atteint 25% ; en Pensylvanie 27%. 

Mme Renee Odic, medecin inspecteur des ecoles de la Seine, 
affirme que, parmi les 300.000 ä 400.000 ecoliers examines chaque 
annee, ä New-York, la proportion des debiles est passee de 13.5% 
en 1927 ä 17,1 en 1931 et ä 20,5% pour le premier trimestre de 1935. 

Apres avoir fait etat des donnees recueillies dans une ecole de la 
banlieue parisienne, Mme Odic dit: „Nous voyons donc que si le 
chomage ne se traduit pas, ou du moins ne se traduit pas encore par 
une elevation de la mortalite, il exerce des effets graves et imme- 

diats sur la sante et le developpement des enfants.” 

* 

Si l’on attribue au chomage tant de consequences fächeuses, 
c’est sans doute pour cette simple raison que le budget familial tra- 
verse des difficultes, sinon insurmontables, du moins d’une gravite 
extreme. Les restrictions imposees mettent, non seulement ä une 
dure epreuve le genie financier de la menagere, appelee ä joindre 
les deux bouts, mais rendent aisee l’oeuvre des maladies. Comment 
ne pas penser au sort qui menace les chomeurs, lorsqu’on lit les 
paroles suivantes, prononcees par Brouardel, a 1’inauguration 
du dixieme Congres international d’Hygiene ä Paris: 

„Quand la maladie entre dans une famille qui est, sinon riche, 
du moins qui a ce qu’on appelle Faisance, si eile atteint un de ses 
membres, presque toujours on arrive ä en preserver les autres. 
Elle cause un trouble profond, parfois un deuil cruel, mais bientot 
la famille se releve, eile survit. Lorsque la maladie entre dans une 
famille pauvre, la misere y entre avec eile, eile place tous les mem- 
bres dans un etat d’affaiblissement qui en fait la proie Offerte aux 
diverses contagions, Bien souvent, ce n’est plus un des membres 
de la famille qui disparait, c’est celle-ci tout entiere.” 
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Apres I’examen des statistiques, examen qui permet de soupgon- 
ner I’influence du ehömage sur la sante, mais guere d’une fagort 
precise, on sera tente d’envisager d’autres methodes approfondies 
et rationnelles, d’investigations susceptibles de donner satisfaction 
ä l’esprit, avide de details et de preuves inattaquables. 

Les resultats des enquetes dont la technique s'adaptera aux cir- 
constances locales, et dont un modele pratique a ete propose, par 
Weill-Raynal, dans le numero de janvier 1936, de la „Tribüne 
des Femmes Socialistes”, ne dormiront pas dans les archives. Ce 
compte-rendu de la souffrance humaine, oü on trouvera tant 
d’aspects de la degradation de la personnalite du chömeur, qu’il soit 
ou non devenu victime d’une maladie, voire meme de la mort, inci- 
tera tout un Programme d’action d’un interet tout particulier ä Paris 
et dans sa region, dont la mortalite se presente comme un tableau 
plein d’enseignement medico-social. 

R e s u m e : Der Verfasser kommt auf Grund der bisherigen 
Untersuchungen, die er selbst mit aller Reserve aufnimmt, zu dem 
Ergebnis, daß die erzwungene Ruhe, die dadurch bedingte Beseiti- 
gung der Unglücksfälle und der Berufskrankheiten für den Arbei- 
ter selbst einen gewissen günstigen Zustand schafft. Dagegen wird 
die Lage für die Arbeiterfrau sehr viel schwieriger, weil ihre 
Aufgabe als Mutter und Haushälterin nicht nur bleibt, sondern 
sich durch ungeheure materielle Entbehrungen verschlimmert. Bei 
den Ki n d e r n der Erwerbslosen ist eine allgemeine Schwächung 
des Gesundheitszustandes und damit eine stark verringerte Wider- 
standsfähigkeit gegen jede Art von bösartigen Infektionskrank- 
heiten zu konstatieren. Wenn die Arbeitslosigkeit sich noch nicht 
in einer Erhöhung der Sterblichkeitsziffem ausdrückt, so ist ge- 
wiß, daß sie sicherlich sogleich schwere Wirkungen auf Gesundheit 
und Entwicklung der Kinder ausübt. 

Die sozialistischen Ärzte der Schweiz zur Frage 
der Schwangerschaftsunterbrechung 

Die vorliegenden Thesen der Ärztesektion des VPOD zum Pro- 
blem der Schwangerschaftsunterbrechung sind das Ergebnis langer 
Diskussionen. In zahlreichen Versammlungen hat unsere Organi- 
sation das pro und contra des künstlichen Abortus durchbespro- 
chen, und man kann sagen, daß es kaum ein Argument, kaum ein 
Bedenken — in der einen oder anderen Richtung — gibt, dem nicht 
die größte Aufmerksamkeit geschenkt worden wäre. 

Den Anlaß zu dieser umfassenden Aussprache gaben die Ver- 
handlungen der eidgenössischen Räte über das eidgenössische Straf- 
gesetz. Die geltenden kantonalen Strafgesetze gehen in ihren 
Bestimmungen zum Teil sehr weit auseinander. Dieser Zustand 
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wird mit Recht schon längst als unhaltbar empfunden, um so mehr 
als viele der kantonalen Gesetze etwa aus der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts stammen, was gerade mit Hinblick auf die strafrecht- 
liche Beurteilung des künstlichen Abortus eine Revision besonders 
notwendig und dringlich macht. Hat doch auch im Laufe der Zeit 
die Stellung weiter Kreise des Volkes zur Frage der Schwanger- 
schaftsunterbrechung eine Änderung erfahren, die Schätzung der 
Wertung des Lebens überhaupt sich gewandelt. 

Eingriffe gegen das keimende Leben sind unter den heutigen 
sozialen Verhältnissen sehr viel häufiger als früher durch schwere 
Notlage begründet, und dementsprechend schwindet auch mehr 
und mehr das Verständnis für eine Strafbarkeit und überhaupt die 
Strafwürdigkeit der Abtreibung. 

In der Grundfrage, daß eine gesetzliche Begrenzung des künst- 
lichen Abortus zu befürworten ist, herrschte in unserem Kreise von 
Anfang an volle Einstimmigkeit. Wir sind also grundsätzlich gegen 
die Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung. Als Ärzte und 
erst recht als Sozialisten stehen wir auf dem Standpunkt der Un- 
antastbarkeit des menschlichen Lebens und daß es daher in einem 
gewissen Sinne heilig sein muß. Wir wollen damit betonen, daß 
es eine der ersten und vornehmsten Pflichten der menschlichen 
Gesellschaft ist, mit allen Mitteln für den Schutz menschlichen 
Lebens besorgt zu sein. Eine ideale Lösung wäre möglich auf dem 
Boden einer Gesellschaftsordnung, welche geeignet ist, die Ab- 
treibung als ultima ratio auf jene Fälle zu beschränken, wo sie 
wirklich nicht zu umgehen ist. Dazu würde einerseits die Garantie 
der Existenzmittel, andererseits ein großangelegter sozialhygieni- 
scher Dienst gehören. Da in absehbarer Zeit dieses Postulat kaum 
verwirklicht werden kann, so bleibt nur der Kompromiß als Aus- 
weg. 

Den grundsätzlichen Standpunkt haben wir in unseren ersten 
beiden Thesen formuliert, während wir in These 3 bis 6 diejenigen 
Fälle aufgezählt haben, für welche wir mit Rücksicht auf die 
gegenwärtige Lage der Dinge und insbesondere auf die Not unserer 
Zeit die Straflosigkeit der Schwangerschaftsunterbrechung fordern. 
Die siebente These betrifft eine technische Frage und die achte ist 
ein Zusatz, der den engen Zusammenhang des Abtreibungsproblems 
mit der Schwangerschaftsverhütung betonen soll. 

1. These: Die Unterbrechung der Schwangerschaft ist Vernichtung mensch- 
lichen Lebens auf bestimmter Entwicklungsstufe. Der Fötus besitzt 
ein Lebensrecht. Dieses Lebensrecht des Fötus beginnt mit der Be- 
fruchtung. Es besteht kein Grund, es in einem späteren Zeitpunkte 
beginnen zu lassen. 

Sobald wir die menschliche Natur des Fötus anerkennen, müssen 
wir ihm, den obigen Ausführungen gemäß, Lebensrecht und Schutz- 
würdigkeit zusprechen. Ist nun der Fötus wirklich ein lebendiges 
menschliches Wesen? Ist er nicht bloß ein Keim, eine Lebensmög- 
lichkeit, eine Anlage, aus der unter gewissen Umständen neues 
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Leben hervorgehen kann, ähnlich vielleicht der unbefruchteten 
Eizelle oder dem Samenfaden? Solche Fragen bekommt man nicht 
selten zu hören, und sie sind durchaus verständlich, besonders 
wenn man dabei die allererste Phase der fötalen Entwicklung ins 
Auge faßt. Trotzdem gibt es nur eine Antwort darauf : Der Fötus 
ist nicht eine Möglichkeit oder eine Vorstufe des Lebens: er .ist 
menschliches Leben auf bestimmter Entwicklungsstufe und von 
eigener Individualität. Allerdings ist der Fötus unselbständig und 
in jeder Hinsicht vom mütterlichen Organismus, mit dem er aufs 
innigste verbunden ist, abhängig. Aber er ist kein Körperteil der 
Mutter; seine Entfernung ist kein Eingriff, der nur den Körper der 
Mutter betrifft. Die Abtreibung ist nicht mit einer Amputation zu 
vergleichen, denn sie ist die Vernichtung eines lebendigen Wesens 
menschlicher Natur. Diese Charakteristik trifft schon für die be- 
fruchtete Eizelle zu. Bereits das befruchtete Ei besitzt menschli- 
che Individualität in biologischem Sinne, da sämtliche von den 
Eltern vererbten Eigenschaften körperlicher und geistiger Art in 
ihm enthalten und festgelegt sind. Dementsprechend beginnt die 
Existenz des neuen Individuums und damit auch sein Lebensrecht 
mit der Befruchtung. Es gibt keinen Unterschied zwischen „un- 
beseeltem” und „beseeltem” Fötus, und ebensowenig ist man 
berechtigt, die Frucht vor der Einbettung in die Gebärmutter- 
schleimhaut anders zu beurteilen, als nach diesem Zeitpunkt. 1 ! 
Von praktischer Bedeutung sind solche Unterscheidungen über- 
haupt nicht, da die verschiedenen Phasen der Fruchtentwicklung 

keine äußerlich erkennbaren Grenzen haben. 

* 

2. These: Das Lebensrecht des Fötus darf nur da in Diskussion gezogen wer- 
den, wo ebenso elementare Rechte oder höhere menschliche Interessen 
(zum Beispiel eugenische) gefahndet sind. 

Damit ist zunächst festgelegt, daß achtbare Gründe vorliegen 
müssen, wenn das Prinzip von der Schutzwürdigkeit des Fötus eine 
Ausnahme erfahren soll. Als achtbare Gründe unterscheiden wir 
die folgenden: 

1. Die Gefährdung ebenso elementarer Rechte wie das Lebens- 
recht des Fötus. Hierher gehört in erster Linie das Recht der Mutter 
auf Erhaltung ihres eigenen Lebens, ihrer Gesundheit und nicht 
weniger auch ihrer Arbeitskraft, deren Bedeutung für das Wohl 
der ganzen Familie wir nicht unterschätzen dürfen. Weiterhin 
halaen die übrigen Familienmitglieder, insbesondere die bereits ge- 
borenen Kinder, Rechte, die ohne Zweifel gleichfalls schutzwürdig 
sind. Diese Überlegung führt uns zur Berücksichtigung der sozialen 
Verhältnisse bei der Frage der Schwangerschaftsunterbrechung. 


i) Van de Velde läßt die Schwangerschaft nicht mit der Befruchtung, son- 
dern erst mit der Einbettung beginnen. Diese Auffassung ist wissenschaftlich 
kaum haltbar. Im Momente der Befruchtung wird das Corpus luteum zu einem 
„Corpus luteum graviditatis”. Die Trägerin eines solchen muß doch wohl als 
gravid betrachtet werden. 
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2. Die Gefährdung höherer menschlicher Interessen. Den Inter- 
essen der Allgemeinheit ist mit einem beliebigen Nachwuchs nicht 
gedient. Notwendig ist vor allem ein gesunder, körperlich und 
geistig leistungsfähiger Nachwuchs. Idiotische, verkrüppelte oder 
sonst hochgradig minderwertige Kinder bedeuten für den Staat 
eine ebenso große wie sinnlose Belastung. Wenn wir aus wohl- 
erwogenen Gründen der zwangsweisen Sterilisierung außer- 
ordentlich skeptisch gegenüberstehen, so sind wir anderseits von 
der Notwendigkeit der eugenischen Indikation der Schwanger- 
schaftsunterbrechung vollkommen überzeugt. 

Niemals darf bloße Bequemlichkeit oder Abneigung gegen die 
natürlichen Pflichten der Mutterschaft oder mangelnde Opfer- 
bereitschaft trotz ausreichender Mittel zur Preisgabe des fötalen 
Lebens führen. Die Entscheidung über das Austragen oder Nicht- 
austragen der Schwangerschaft darf nicht bedingungslos dem Be- 
lieben der Schwangeren selbst überlassen werden. Eine derartige 
Freiheit käme ausschließlich solchen zugute, die ihr am wenigsten 
würdig sind. 

Wir wünschen keine Erschwerung des normalen Geschlechtslebens, 
dessen Bedeutung für die Gesundheit gerade uns Ärzten am besten 
bekannt ist. Noch weniger möchten wir daraus ein Vorrecht der 
Wohlhabenden machen. 2 ) 

Aber ein Sexualleben, das mit kritiklosen Abtreibungen verbun- 
den ist, ist weder normal, noch gesundheitsfördernd, sondern mit 
großen Gefahren verbunden. Wer die Folgen geschlechtlicher Be- 
tätigung vermeiden will, ohne auf letztere zu verzichten, der soll 
Verhütungsmittel anwenden. Die Zeugung ist eine ernste Sache. 
Es kann niemals unsere Aufgabe sein, Leichtsinn und Gleichgültig- 
keit zu unterstützen. 

„Das Lebensrecht des Fötus darf nur da in Diskussion gezogen wer- 
den . . 

Damit wollen wir sagen, daß beim Vorliegen ernster und acht- 
barer Gründe die Unterbrechung der Schwangerschaft straflos sein 
solle, nicht aber, daß sie dann auch erfolgen müsse. Die Schwan- 
gere hat jederzeit und unter allen Umständen das Recht, ihr Kind 
auszutragen, auch wenn ein erhöhtes Risiko damit verbunden ist, 
Der Ausdruck „Indikation”, so wie wir ihn in unseren Thesen ge- 
brauchen und wie er verstanden werden will, bedeutet nicht, daß 
ein Eingriff unbedingt notwendig sei, sondern nur, daß man ihn 
befürworten dürfe. 

* 

3. These: Das mütterliche Leben hat vor dem fötalen im allgemeinen den Vor- 
rang. Gefährdung des mütterlichen Lebens ist eine absolute Indika- 
tion zur Unterbrechung der Schwangerschaft. 

Objektiv betrachtet läßt sich natürlich nicht entscheiden, ob die 
Mutter oder der Fötus „wertvoller” ist. Das hängt ganz von den 


3) Siehe Internationales Ärztliches Bulletin II, Nr. 8/9, Dr. Frankenthal 
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Erbanlagen des letzteren und von seiner weiteren Entwicklung ab, 
die ja in keiner Weise sichergestellt ist und die sich gar nicht ab- 
schätzen läßt. Eine Gefährdung des mütterlichen Lebens durch die 
Schwangerschaft wird sehr oft zugleich eine Gefährdung des Fötus 
sein. Jedenfalls ist bei unmittelbarer Lebensgefahr der Fötus ohne- 
hin als verloren zu betrachten, so daß in einem solchen Falle nur 
noch die Rettung der Mutter in Frage kommen kann. 

Im übrigen ist es für uns selbstverständlich, daß in der Praxis 
das Leben der Mutter stets an erster Stelle stehen wird. Einen ab- 
weichenden Standpunkt vertritt einzig die katholische Kirche. 

4. These: Auch bei Gefährdung- der körperlichen oder geistigen Gesundheit der 
Schwangeren ist die Unterbrechung der Schwangerschaft medizi- 
nisch gerechtfertigt. 

Nicht nur eine Gefährdung des Lebens, auch eine Gefährdung 
der körperlichen oder der geistigen Gesundheit der Schwangeren 
ist ein Grund, der die Strafbarkeit des künstlichen Abortus aus- 
schließt. Fraglich ist bloß, wie weit man hier gehen soll. Jede 
Schwangerschaft und vor allem jede Geburt ist mit gewissen Ge- 
fahren verbunden. Einem gesunden und gebärtüchtigen weiblichen 
Körper wird man dieses Risiko ohne weiteres zumuten. Das ist 
normal und natürlich. Wo aber die Gesundheit erschüttert ist, 
sei es, daß bereits eine organische Erkrankung besteht, sei es, daß 
durch Überarbeitung, schlechte Ernährung, schädliche Arbeits- 
oder Wohnbedingungen oder durch vorausgegangene Geburten 
und Fehlgeburten zunächst nur eine mehr oder weniger schwere 
Erschöpfung der Kräfte eingetreten ist da kann nicht mehr von 
einem „normalen Risiko” gesprochen werden. Die schlimmen Fol- 
gen, welche Schwangerschaften und Geburten unter solchen Um- 
ständen zeitigen können, treten häufig erst nach Jahren voll in 
Erscheinung. Wir denken da zum Beispiel an die Schädigungen 
der Venen, die so oft unter dem Einflüsse von Schwangerschaften, 
zumal bei mangelnder Pflege, entstehen, und die nicht nur im 
Wochenbett, sondern nicht selten erst viel später zu gefährlichen, 
sogar tödlichen Komplikationen führen (Thrombosen, Embolien). 
Auch eine anscheinend vollständig ausgeheilte Lungentuberkulose 
kann im Anschluß an Geburt, Wochenbett und Stillgeschäft in ver- 
hängsnisvoller Weise wieder aufflackern. Dabei brauchen objektiv 
nachweisbare Zeichen einer Reaktivierung des Krankheitsprozesses 
in den ersten Monaten der Schwangerschaft noch gar nicht vor- 
handen zu sein. 

Sicherlich wird manche Frau durch Schwangerschaften körper- 
lich oder seelisch zugrunde gerichtet, die bei einer weitblickenden 
Indikationsstellung durch die Unterbrechung gerettet werden 
könnte. In unserer Zeit werden an das weibliche Geschlecht an- 
dere Forderungen gestellt als jene, möglichst viele Kinder in die 
Welt zu setzen. Das ist an und für sich kein Unglück, aber eine 
vernünftige Anpassung ist unerläßlich. Eine Abnahme der Ge- 
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bürten bedeutet nämlich noch lange nicht eine Abnahme des 
Geburtenüberschusses ! 

Wir dürfen bei der Beurteilung des Abortusproblems nicht nur 
den prinzipiellen Standpunkt berücksichtigen ; denn wichtiger als 
alle Grundsätze ist das Ziel, das mit der gesetzlichen Regelung 
dieser Frage erreicht werden soll: Erhaltung und Hebung der 
Volksgesundheit wie der Gesundheit des einzelnen. Aus diesem 
Grunde gehen wir bei der Formulierung der Indikationen noch 
einen Schritt weiter, wie die folgende These zeigt. 

* 

5. These: Die sozial-medizinische Indikation ist in denjenigen Fällen gegeben, 
wo die soziale Lage geeignet ist, den Gesundheitszustand der Mutter 
zu gefährden. 

Mit dieser Formulierung glauben wir, auch im schwierigsten 
Punkte des Abortusproblems eine glückliche Lösung gefunden zu 
haben. Eine angemessene Berücksichtigung der sozialen Verhält- 
nisse ist notwendig, aber gegen eine rein soziale Indikation beste- 
hen schwere Bedenken. Welcher Maßstab soll da angewandt wer- 
den? Gibt es überhaupt einen allgemein gültigen Maßstab, und 
wenn es einen gibt, wer soll dann die Indikation stellen? Daß das 
nicht Sache des Arztes ist, wird jedermann einleuchten. 

Wir können uns nicht dazu entschließen, den Fötus preiszugeben, 
wenn es sich einzig und allein um den Schutz materieller Interessen 
handelt. Für unser Empfinden braucht es da mindestens noch 
andere Gründe. Eine soziale Indikation, die an keine weiteren Be- 
dingungen geknüpft wird, ist mit einer völligen Freigabe des 
Abortus beinahe gleichbedeutend. Vor allem würde dadurch der 
leichtsinnigen Schwängerung in jeder Weise Vorschub geleistet. 
Das aber wollen wir gerade vermeiden. 

Die Abtreibung ist keine geeignete Methode der Geburtenrege- 
lung. Je ernsthafter die Gründe sind, auf Kinder zu verzichten, um 
so größer ist die Verpflichtung zur Schwangerschafts Verhü- 
tung. Leider ist diese Einsicht noch sehr wenig verbreitet. Wir 
kommen deshalb praktisch ohne eine beschränkte soziale Indika- 
tion einfach nicht aus. Um dieser Forderung gerecht zu werden, 
zugleich aber einen Mißbrauch dieser Konzession zu vermeiden, 
haben wir den Begriff einer „sozial-medizinischen Indikation” auf- 
gestellt und so formuliert, daß unsere 5. These eigentlich nichts 
anderes ist, als eine Ausdehnung der medizinischen Indikation auf 
solche Fälle, wo eine Gefahr für die Gesundheit der Schwangeren 
nur unter den gerade gegebenen sozialen Verhältnissen, nicht aber 
in absolutem Sinne, besteht. Es handelt sich also auch hier nur 
darum, die Frau vor Schaden zu bewahren. 

Die sozial-medizinische Indikation ist eine Notwendigkeit, welche 
die bürgerlich-kapitalistische Wirtschaftsordnung aufs treffendste 
zu kennzeichnen vermag. In einem wirklich sozialen Staatswesen, 
das bestrebt ist, seine höchsten Aufgaben zu erfüllen, und das die 
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Mittel hierzu in großzügiger Weise bereitstellt, ist kein Raum für 
eine solche Indikation. * 

6. These: Bei Gefährdung der körperlichen oder geistigen Gesundheit des zu 

erwartenden Kindes ist eine Unterbrechung der Schwangerschaft 
unter bestimmten Voraussetzungen zu befürworten. 

Die wissenschaftliche Erkenntnis auf dem Gebiete der Eugenik 
ist noch nicht sehr weit gediehen. Da ist größte Zurückhaltung und 
strenge Auswahl der Fälle geboten. Wir haben uns an dieser Stelle 
nicht mit einer kritischen Betrachtung der Eugenik zu befassen. 
Das ist Sache des Fachmannes und insbesondere der weiteren For- 
schung. 

Voraussetzung zur Anwendung der eugenischen Indikation ist 
eine über jedem Zweif el stehende Prognose bezüglich des zu erwar- 
tenden Kindes. Die Abtreibung aus eugenischen Gründen halten 
wir dann für berechtigt, wenn man aus den gleichen Gründen bei 
der Frau oder beim Manne die Sterilisierung empfehlen müßte. 
Um etwaigen Mißverständnissen vorzubeugen, erklären wir noch- 
mals, daß wir Gegner der zwangsweisen Sterilisierung sind. Als 
freiwillige Maßnahme halten wir sie allerdings für sehr vernünftig 
und nützlich. Wo also eine freiwillige Sterilisierung aus eugeni- 
schen Gründen in Frage kommt, da halten wir die Unterbrechung 
einer etwa vorhandenen Schwangerschaft für indiziert. 

-fi 

7. These: Die Indikation zur Unterbrechung der Schwangerschaft soll von 

mindestens zwei Ärzten gestellt werden. 

Wir glauben, daß dies im Interesse des Arztes wie der Sache 
selbst liegt. Die Verantwortung für die Indikationsstellung soll 
von zwei Ärzten gemeinsam und solidarisch übernommen werden, 
wobei es dann gleichgültig ist, ob der Eingriff von einem der beiden 
oder von einem dritten Arzte ausgeführt wird. 

Auf weitere Bedingungen haben wir uns mit voller Absicht nicht 
festgelegt. Die Beiziehung eines Facharztes wird da, wo sie not- 
wendig erscheint und praktisch möglich ist, meistens von selbst 
erfolgen; in vielen Fällen ist sie bestimmt überflüssig. Auch kann 
sie auf dem Lande große Schwierigkeiten verursachen. Aus dem 
gleichen Grunde müssen wir auch darauf verzichten, die Vornahme 
der Schwangerschaftsunterbrechung auf Krankenhäuser zu be- 
schränken, so nützlich eine diesbezügliche Bestimmung wäre. Der 
Zwang, zur Indikationsstellung einen Amtsarzt zuziehen zu müssen, 
wird mit aller Entschiedenheit abgelehnt. 

Unsere Thesen bedeuten eine ganz erhebliche Erweiterung der 
Straffreiheit des künstlichen Abortus. Der konkrete Nutzen, den 
wir uns davon versprechen, liegt in der Bekämpfung der pfusche- 
rischen Abtreibungen, die heute so viel Unheil anrichten. Das setzt 
aber voraus, daß die Praxis des legalen Eingriffs nicht wieder 
durch administrative Spitzfindigkeiten und Schikanen erschwert 
wird. 

Natürlich wird für die Begutachtung der sozial-medizinischen In- 
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dikation eine Mitwirkung fürsorgerischer Institutionen stattfinden 
müssen. Es ist Sache der verantwortlichen Ärzte, hierbei das Not- 
wendige zu veranlassen. 

* 

8. These: Die gesetzliche Regelung tier Schwangerschaftsunterbrechung und 
die strafrechtliche Bekämpfung des kriminellen Abortus müssen 
ergänzt werden durch die staatliche Förderung prophylaktischer 
Maßnahmen zur Verhütung der Schwangerschaft. 

Wir haben im Verlaufe unserer Ausführungen wiederholt auf 
die große Wichtigkeit der Verhütungstechnik hingewiesen. Es gibt 
keine vernünftige Geburtenregelung ohne sorgfältige Verhütung 
unerwünschter Schwangerschaften. Die Gesundheit der Frau erfor- 
dert auch unter den günstigsten Umständen eine Beschränkung 
der Kinderzahl, und vor allem sind angemessene Pausen zwischen 
den einzelnen Geburten absolut notwendig. Wollte man das mit 
Abtreibungen erreichen, so wäre jeder Nutzen für die Gesundheit 
illusorisch. Wenn wir daher in unseren Thesen eine weitgehende 
Straffreiheit der Schwangerschaftsunterbrechung befürworten, so 
verbinden wir damit die Forderung einer ebenso weitgehenden Un- 
terstützung der Prophylaxe, in der Meinung, daß auf diese Weise 
die Zahl der Eingriffe am sichersten, wenn auch erst im Laufe der 
Zeit, zurückgedrängt werden kann. 

Vorläufig allerdings handelt es sich in der Hauptsache darum, 
den Pfuscherabort wirksam zu bekämpfen. Dabei wollen wir nicht 
vergessen, daß auch der Arzt, der seine Eingriffe nicht kunstge- 
recht vomimmt, als Pfuscher zu taxieren ist. Nur bei tadelloser 
Technik ist die Unterbrechung der Schwangerschaft einigermaßen 
ungefährlich. Aber es muß nachdrücklich betont werden, daß 
häufig wiederholte Aborte unter allen Umständen die Gesundheit 
der Frau schwer schädigen. Es ist ganz unwissenschaftlich, in Sta- 
tistiken immer nur die geringe Zahl der Todesfälle zu demonstrie- 
ren, die gesundheitlichen Schäden aber zu verschweigen. Wenn 
Sowjet-Rußland zur Bestrafung der Abtreibung zurückgekehrt ist, 
so müssen wir schon annehmen, daß das großzügigste Experiment, 
das mit der völligen Freigabe des Abortus jemals gemacht 
worden ist, nicht den von vielen Seiten erwarteten Erfolg gezei- 
tigt hat. 

Die Ärztesektion des VPOD stellt diese Thesen in erster Linie 
innerhalb der schweizerischen Arbeiterbewegung zur Diskussion. 
Sie würde sich freuen, wenn auch andere daran interessierte Kreise 
dazu Stellung bezögen. 

Für die Ärztesektion VDOP: 


Prof. Dr. P. Besse, Genf, 
Dr. P. Boesch, Männedorf, 
Dr. E. Gloor, Renens, 

Dr. E. Koechlin, Basel, 


Dr. F. Limacher, Bern, 

Dr. G. Mattmüller, Basel, 
Dr. H. Schneider, Zürich, 
Dr. A. Welti, Rheinfelden. 
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Res u me: Les auteurs de ces theses ont aümis a priori qu'une solution 
ideale n’6tait pas possible dans Ia ,soci€t6 actuelle et que la rdalit^ sociale im- 
posait un compromis. Dans leur premiöre thöse, les mMecins socialistes suisses 
affirment le droit du foetus 4 la vie et pröcisent qu’il comraence avec la f^con- 
dation. La deuxifeme proposition ötablit que le droit ä, la vie du foetus ne peut 
etre mis en discussion que si son d^veloppement menace les droits tout aussi 
elementaires, la vie ou la santd de la mere et, partant, sa capacitS de travail, 
souvent indispensable pour le maintien de ,1a famille. La grossesse peut 6ga- 
lement etre interrompue si des intdrets humains supdrieurs (sociaux) sont 
menac^s et si l’on peut admettre que l’entant naitra anormal ou tarö. 

La troisieme these affirme la prioritd de la vie de la mere sur celle du 
foetus. Lorsque la vie de la mere est menacee, l’indication abortive absolute 
s’impose. 

La quatriöme these pose en principe que, lorsque la santö physique ou men- 
tale de la mfere est menacöe, l’avortement est mödicalement justifiA n va sans 
dire que la question est d&icate parce que toute maternit6 entraine certains 
dangers. Mais ces dangers peuvent etre accrus non seulement par la sante 
prßcaire de la mere mais encore par les conditions sociales dans lesquelles eile 
vit. C’est ce que fixe la cinquieme proposition qui Margit la notion d’indication 
m6dicale en indication mödico-sociale. 

La sixiöme thfese dit que lorsque la sa!nte physique ou mentale de l’enfant 
est menacde, l’avortement peut etre autorisöe sous certaines conditions. Cette 
proposition a pour but de d<§fendre les int6rets supörieurs de la collectivitA 

Afin d’öviter les abus, la septieme proposition indique que l’indieation abor- 
tive doit etre etablie par deux mddecins au moins. Toutefois, l’avortement lui- 
meme peut etre effectue par un troisiöme mddecin. Ces diverses th&ses con- 
stituetnt un accroissement notable de la libertö de l’avortement en Suisse. 

Toutefois, les medecins socialistes suisses considerent l’avortement comme 
un pis-aller et non pas comme une solution ideale. C’est pourquoi la huitiöme 
proposition qu’ils ont ätablie dit que l’Etat doit completer la röglementation 
legale de l’avortement et la lutte contre l’avortement criminel en encourageant 
les mesures prophylactiques destinöes ä pr£venir la grossesse. Seul le üOve- 
loppement le plus large de ces mesures fera diminuer le nombre des avorte- 
ments et les menaces qu’ils comporent pour la sant6 publique. 

V 

The theses of the Medical Section of the VPOD, State and Municipal Emp- 
loyees’ Association, on the problem of abortion are the result of long discussion. 

The cantonal laws dealing with the subject are very varied, some dating 
back to the middle of last Century, so that the Federal Parliament has had to 
consider the question for the new Federal Penal Code. 

Abortion is under the present social conditions practised much more fre- 
quently than before because of bad social conditions, so it is regarded less and 
less as a criminal action. 

We are unanimous in thinking that abortion must be kept within legal 
limits. We are on principle against the indiscriminate tolerance of abortion, 
As medical men and especially as Soeialists we believe in the inviolability of 
human life and that it must be in a certain way sacred. An. ideal solution 
would be possible in a society which would limit abortion to those cases where 
it cannot be avoided. This would mean that a living wage would have to be 
guaranteed and that there must be a social hygienic service on a large scale. 
As this cannot be realised in the near future there remains only a compromise. 

The Medical Section of the VPOD, offers these theses especially for »dis- 
cussion. They would be pleased if anyone interested in the problem would state 
his point of view. 


Werbet überall neue Leser für das „ Internationale Ärztliche Bulletin i( / 
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Rundschau 


Spanischer Arzt 

von den Faschisten ermordet 

Unter den 147 Antifaschisten, Män- 
nern und Frauen, die Mitte Dezember 
1937 in Bilbao hingerichtet wurden, 
befand sich auch ein junger angesehe- 
ner Arzt, Dr. Josd Luis Arenil- 
1 a s. Seit einigen Jahren war er aktiv 
in den vordersten Reihen der spani- 
schen Arbeiterbewegung tätig. Als 
ein ausgezeichneter marxistischer 
Schriftsteller war er Mitarbeiter an 
zahlreichen Arbeiterzeitungen und so- 
zialistischen Zeitschriften. Seit Juli 
1936 nahm er zunächst als Milizsoldat 
an den Kämpfen vor Bilbao teil, um 
den faschistischen Vormarsch aufzu- 
halten. Später wurde er zum General- 
inspektor des militärischen Sanitäts- 
dienstes im Baskenland und zum 
obersten Chef des Gesundheitswesens 
bei der Nordarmee ernannt. Bei den 
Kämpfen uip Santander wurde Are- 
n i 1 1 a s mit den heldenhaften Ver- 
teidigern gefangen genommen und 
schließlich im Gefängnis von Bilbao 
hingerichtet. Dieser Märtyrer des 
Freiheitskampfes war auch Mitglied 
des Zentralkomitees der POUM (Par- 
ti Ouvrier de FUnification Marxiste). 

Vorschläge zur richtigen 
Volksernährung im heutigen 
Deutschland 

In einer Artikelserie über Ernäh- 
rungsfragen, die in der „Deutschen 
Medizinischen Wochenschrift" im Ja- 
nuar d. J. erschienen ist, stellt Dr. 
Hans Hoske vom Hauptamt für 
Volksgesundheit der NSDAP fest, 
„die minderbemittelte Bevölkerung 
der Städte leidet vor allem an einem 
Mangel an biologisch vollwertigem Ei- 
weiß”. Bezeichnend sind seine Vor- 
schläge, wie dem abzuhelfen sei. Der 
Bedarf soll auf billigere Art als durch 
Fleisch, Fisch und Ei gedeckt werden. 
Es sei ein volkswirtschaftlicher Lu- 
xus, wenn die Schlachtnebenprodukte 
nicht restlos ausgenutzt werden. Die 
Hausfrauen sollen wieder die Ver- 
wendung von Blut für verschiedene 


Speisen erlernen. Sodann müßten das 
Walfleisch und W a 1 ö 1 eine 
vermehrte Verbreitung finden. Dazu 
soll sich noch die S ü ß 1 u p i n e ge- 
sellen, die man bisher nur als Vieh- 
futter kennengelernt hat. Solche Er- 
nährungsversuche, die überhaupt nicht 
erprobt sind, mutet man der arbeiten- 
den Bevölkerung zu. Diese Reformer 
bedenken nicht, daß der Organismus 
des Menschen sich auf eine grund- 
legend veränderte Kost nicht so ein- 
fach einstellen läßt. 

Aber die Reformvorschläge gehen 
noch weiter. Die sog. leistungsschädi- 
genden Stoffe während der Arbeits- 
zeit sollen ausgeschaltet oder wenig- 
stens „zu höheren Preisen” verkauft 
weiden. Dazu rechnet dieser die Aske- 
se predigende Nazi-Arzt in bunter 
Reihenfolge : „Süßigkeiten, be- 
legte Brötchen, Kuchen, Al- 
kohol, Kaffee, Nikotin.” 

Eine weitere Reform steht den deut- 
schen Arbeitern hinsichtlich der Stil- 
lung des Durstes bevor. Es wird zu- 
gestanden, daß besonders bei der Ar- 
beit bei hohen Temperaturen z. B. in 
der Glasbläserei, im Bergwerk Ge- 
tränke notwendig seien. Bisher wird 
der große Flüssigkeitsverlust häufig 
durch Kaffee gedeckt, der sogar 
vom Betrieb kostenlos geliefert wird. 
Dieser Kaffee, wenn man Ihn in der 
bereitgestellten Form so nennen wül, 
wird vom Ausland eingeführt. Er soll 
wie bald alles im Nazireich durch 
Ersatzstoffe ersetzt werden. — Als 
zweckentsprechendes Getränk bringt 
der Verfasser wirklich — „Meerwas- 
ser in entsprechender Verdünnung” in 
Vorschlag. 

Billige Ernährung, das ist nach der 
Weisheit der Nazi die Parole des Ta- 
ges. „Dadurch läßt sich der Reallohn 
erheblich aufbessern, denn anders ist 
eine Lohnerhöhung in der heutigen 
Zeit nicht möglich.” Natürlich fehlt in 
dieser Betrachtung nicht die Mahnung 
zur Resteverwertung. 

Das heutige Regime knechtet nicht 
nur den deutschen Arbeiter, es drückt 
ihn auch physisch auf ein nicht ge- 
ahntes Niveau herab. Wie zum Hohn 
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wird ihm trotzdem noch empfohlen, 
„zu einer größeren Bescheidenheit und 
Wertschätzung der heimischen Er- 
zeugnisse zu kommen". 

Versorgungsschwierigkeiten 
in Deutschland 

(ITF.) Die Wirtschaftskammer Düs- 
seldorf berichtet in ihrem Jahresüber- 
blick : 

„Der Lebensmittelgroßhandel ver- 
zeichnet am Beginn und am Schluß 
des Jahres eine unzulängliche 
Versorgung mit ausländi- 
schen Kolonialwaren, vor 
allem getrockneten Früchten. Die 
Fettversorgung unterliegt Schwan- 
kungen. Anfänglich, sich steigernd 
bis zur neuen Ernte, sind auch Mehl, 
Getreide und Kaffee knapp. 
Später tritt eine Besserung ein, doch 
bleibt die Knappheit an manchen Ar- 
tikeln bestehen. Eine ähnliche Ent- 
wicklung zeigt sich im Lehensmittel- 
Einzelhandel. Mangelerschei- 
nungen zeigen sich u. a. auch b e i 
den meisten Speisefetten, 
Butter, Speck und Eiern. Sie rufen 
im bevölkerungsreichen Bezirk Düs- 
seldorf schwierige Verteilungsproble- 
me hervor.” — („Kölnische Zeitung", 
Nr. 27 vom 16. Januar 1938.) 

Abbau der Sozialleistungen 
in Deutschland 

In ihrer berüchtigten Propaganda 
vor der Machtergreifung haben die 
Nazi, worauf wir an dieser Stelle wie- 
derholt hingewiesen haben, allen Ar- 
beitern und Angestellten die größten 
Versprechungen gemacht. Alle Ver- 
schlechterungen der reaktionären Re- 
gierungen vor allem auch bei den 
Rentenversicherungen sollten rück- 
gängig gemacht werden. Jetzt zeigt 
es sich wieder in der Praxis, daß die 
Versorgungsämter dabei sind, die 
Rentenbezüge gänzlich zu sperren. Es 
handelt sich jetzt im wesentlichen 
um solche Kranke, die heute noch in- 
folge der im Kriege entstandenen Neu- 
rosen unterstützungsbedürftig sind. 
Gegen diese neuen brutalen Maßnah- 
men wendet sich in der „M. Med. W." 
Nr. 2 1938 ein Oberstabsarzt und 
Nervenarzt Dr. Gerhard Haenisch. 
Er sagt u. a.: „Bis zu der bekannten 


Notverordnung des Reichspräsidenten 
v. Hindenburg zur Sozialversicherung 
war m. W. geltendes Recht, daß der 
einmal anerkannte Unfall weiterhin 
nur unter ganz besonderen Umstanden 
in seiner Tatsächlichkeit und rechtli- 
chen Wirkung nachgeprüft wurde . . . 
Es war weiter so, daß nur veränderte 
Verhältnisse, nicht eine veränderte 
Beurteilung die Rente herabzusetzen 

berechtigten Was wir als Ärzte 

verlangen können, ist, daß die gesetz- 
lichen Bestimmungen nicht unter Be- 
nutzung von Gedankengängen ange- 
wandt weiden, denen wir ärztlich 
nicht zustimmen können." Er zer- 
pflückt weiter alle Ausflüchte und 
nennt die Begründung der Renten- 
entziehung „dogmatisch und nicht 
naturwissenschaftlich-ärztlich”. Ganz 
deutlich müßte man feststellen, daß 
diese Sperrung der Unterstützungen 
zur allgemeinen Tendenz im neuen 
Deutschland gehört, die Sozialleistun- 
gen auf allen Gebieten abzubauen. So 
hat vor kurzem das Reichsversor- 
gungsamt entschieden, daß Zahn- 
ersatz, auch wenn er zur Beseitigung 
eines bestehenden Magenleidens er- 
forderlich ist, keine ärztliche Behand- 
lung darstellt und nicht von der Ver- 
sicherung bezahlt werden muß. 

Eine Soziologie 
des Alkoholismus 

Auf der letzten Reichstagung der 
deutschen Guttempler in Hamburg 
ließ sich, wie wir der in Paris erschei- 
nenden „Neuen Front" entnehmen, der 
Nazi-Schriftsteller von Leers über die 
Wechselbeziehungen von Weltgeschich- 
te und Suff folgendermaßen aus: 

„Es besteht ein Zusammenhang 
zwischen der Branntweinpest des 19. 
Jahrhunderts und der Bildung marxi- 
stischer und konfessioneller Parteien, 
die den Niederbruch von 1918 herbei- 
führten und die gerade in den Wahl- 
kreisen am stärksten vertreten waren, 
in denen der Wein- und Branntwein- 
genuß besonders verbreitet waren. 
Volksschädliche Lehren werden gerade 
immer dort am leichtesten aufgenom- 
men, wo das sittliche Empfinden und 
der Instinkt für gute Rasse durch 
Alkoholgenuß eingeschläfert wurde.” 

Amtliche Angaben der Nazis stel- 
len fest, daß der Schaumweinkonsum 
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von 1932 bis 1937 um fast 300 Pro- 
zent, der Bierumsatz auf den Kopf der 
Bevölkerung von 1932 bis 1935 von 
51,5 Litern auf 59,1 Liter, der Brannt- 
weinverbrauch in der gleichen Zeit von 
4,6 auf 5,3 Liter und der Weinver- 
brauch von 0,77 auf 0,96 Liter ge- 
stiegen sei. Die Nazi-Bewegung nahm 
ihren Ausgang von der bierfröhlichen 
Stadt München und der Bürgerbräu- 
putsch von 1923 wurde von jenem 
„Geist” beflügelt, der dem bekannten 
„Stoff” der Münchener Maßkrüge 
innewohnt. 

Wir haben das unerschütterliche 
Vertrauen in die deutsche Arbeiter- 
klasse, daß sie, auch wenn sie heute 
zuweilen Betäubung im Vergnügen 
und Alkohol vor der Misere sucht, die 
ihr die Nazi gebracht haben, eines 
Tages doch zur großen Abrechnung 
antreten wird. Aber Herr von Leers 
wäre uns doch immerhin eine Auf- 
klärung darüber schuldig, warum der 
Quartalssäufer Dr. L e y nicht zum 
Repräsentanten des aus der Schnaps- 
flasche geborenen Marxismus, sondern 
zu einem Führer des Nationalsozialis- 
mus wurde. 

Zum Zahnärzte- 
Zahntcchnikerproblem 
in Deutschland 

Der Kampf zwischen Zahnärzten 
und Zahntechnikern (Dentisten) tobt 
in Deutschland seit mehr als 3 Jahr- 
zehnten mit mehr oder weniger gro- 
ßer Heftigkeit. Eine vernünftige Re- 
gelung, die Schaffung eines einheitli- 
chen Berufsstandes, auf die wir im 
„IÄB” (Hl. Jahrg. Nr. 4) hingewie- 
sen haben, ist bereits im Jahre 1925 
von beiden Berufsorganisationen trotz 
hartnäckiger Widerstände im Prinzip 
angenommen worden. Im heutigen 
Deutschland, wo die Heükundigen 
ganz allgemein ermutigt wurden, sind 
die Kämpfe besonders stark aufge- 
lodert, nicht zuletzt durch das Ein- 
greifen des sog. Reichsdentistenfüh- 
rers, der sich mit allen Mitteln gegen 
eine Verständigung wehrt. Wie die 
Berufslage in der Studentenschaft be- 
urteüt wird, darüber gibt ein Brief 
Ausdruck, den die Fachschaft „Zahn- 
medizin” an den Reichszahnärzte- 
führer gerichtet hat. Darin heißt es 
unter anderem: 


„Für den zahnärztlichen Nachwuchs 
sind heute die Verhältnisse unhaltbar 
geworden und stehen in schärfstem 
Widerspruch mit der ärztlichen Auf- 
fassung einer im nationalsozialisti- 
schen Sinne erzogenen Jugend über 
den Begriff „Betreuung der Volksge- 
sundheit”. 

Für die Unhaltbarkeit des augen- 
blicklichen Zustandes dürften unter 
anderem vom Standpunkt der Volks- 
gesundheitsfürsorge aus allein schon 
folgende Gründe Zeugnis ablegen: 

Die Erhebungen haben ergeben, daß 
von den an der Universität Frankfurt 
a. M. zur Zeit Studierenden der Zahn- 
heilkunde 17 v. H. ehemalige Dentisten 
bzw. Söhne von Dentisten sind. Auch 
unter den Assistenten und Professo- 
ren des zahnärztlichen Instituts hiesi- 
ger Universität befinden sich mehrere 
Dentistensöhne. Bei den Vorklinikern 
der hier studierenden Zahnmediziner 
erhöht sich diese Zahl auf 33 v. H. 
Allein diese Tatsache beweist schon 
eindeutig, daß der fachlich erfahrene 
und objektive Dentist die zahnärztli- 
che Ausbildung auf den Universitäten 
als die einzig richtige ansieht. 

Die Folgen der dauernden Unge- 
wißheit in der Zahnarzt-Dentisten- 
frage zeigen sich unter anderem in der 
geringen Zahl der ersten Semester. 
So sind an der Universität Frankfurt 
a. M. im Wintersemester 1937/38 vier 
erste Semester eingetragen. An der 
Universität in Leipzig sollen es deren 
fünf sein. Ähnlich dürften die Verhält- 
nisse im gesamten Reich liegen. In- 
folge der geringen Zahl beabsichtigte 
zum Beispiel der Professor für Ana- 
tomie an der Universität Frankfurt 
a. M., für die Studierenden der Zahn- 
heükunde keine Vorlesung in Anato- 
mie für Zahnärzte mehr zu lesen. 

Wie trostlos zum Teü für die aus- 
gebildeten Jungzahnärzte die Verhält- 
nisse heute in der Praxis liegen, ist 
von berufener Seite schon häufig und 
ausreichend dargelegt . . 

Der weitere Ausschluß der 
jüdischen Ärzte in Deutschland 

Der Verband der Angestell ten-Kran- 
kenkassen, dem 3 Millionen Versicher- 
te angehören, hat nach einer Verein- 
barung mit der Kassenärztlichen Ver- 
einigung ab 1. Januar d. J. alle im 
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Sinne der Nürnberger Gesetze jüdi- 
schen Ärzte von der Kassenpraxis 
ausgeschlossen. Diese Neuordnung be- 
deutet für Berlin die Ausschaltung 
von rund 800 Ärzten. Insgesamt dürf- 
ten etwa 3000 jüdische Ärzte betrof- 
fen sein. — Ferner hat seit Anfang d. 
J. die Tätigkeit der jüdischen Kollegen 
in der Wohlfahrt, in den Krankenkas- 
sen der Post- und Polizeibeamten, bei 
der Allgemeinen Elektrizitätsgesell- 
schaft, der Berliner Verkehrsgesell- 
schaft sowie bei den Siemens-Werken 
aufgehört. Der Reichsarbeitsminister 
Seldte hat gleichzeitig eine neue Ver- 
ordnung erlassen, nach der künftig 
bei den Krankenkassen nur Zahnärzte 
und Zahntechniker zugelassen werden, 
die „deutschen oder artverwandten 
Blutes” sind. 

Geschäftsgeist 
in Nazi-Deutschland 

Den Packungen der Panflavin-Tab- 
letten, die von Deutschland exportiert 
werden, ist ein Reklameheftchen bei- 
gefügt. Darin wird darauf hingewie- 
sen, daß dieses Präparat „einer An- 
regung Geheimrat Prof. Dr. Paul 
E h r 1 i c h s zufolge in den Laborato- 
rien der I. G. Farbenindustrie A.-G. 
zuerst hergestellt” wurde. So macht 
man mit dem Namen des berühmten 
jüdischen Forschers Propaganda im 
Auslandgeschäft, ohne Scham zu emp- 
finden. In Deutschland selbst verfemt 
man alle jüdischen Ärzte und ein Gau- 
leiter Streicher darf die größten Ko- 
ryphäen der deutschen Medizin, dar- 
unter Paul Ehrlich, als Verbrecher be- 
zeichnen. 

Gegen die Reglementierung 
der Prostitution in Belgien 

In der belgischen Kammer ist kürz- 
lich ein Gesetzentwurf eingebracht 
worden, der die offizielle Reglementie- 
rung der Prostitution beseitigen will. 
Genossin Isabelle Blume, Abgeord- 
nete von Brüssel, hat soeben im Na- 
men der Justizkommission einen sehr 
interessanten Bericht darüber gege- 
ben. Die Unglücklichen und Unge- 
schickten, die sich von der Polizei 
fassen ließen, bilden eine neue soziale 
Klasse, die Sklaven der Prostitution. 
Mit Hilfe von Statistiken verschiede- 
ner Länder läßt sich beweisen, daß 


die Reglementierung, die für eine de- 
mokratische Gesellschaft unerträglich 
ist, keineswegs die Öffentliche Ge- 
sundheit schützt. Die Prostituierten 
sollen in Zukunft nicht mehr als ge- 
wöhnliche Missetäter angesehen wer- 
den, sie sollen durch die soziale Für- 
sorge erfaßt und betreut werden. In- 
dem dieses Gesetz angenommen wird, 
so schließt Isabelle Blume ihren Be- 
richt, werden wir den unwürdig be- 
handelten Frauen ihren Platz in der 
Gesellschaft wiedergeben, wir werden 
das wirkliche Verbrechen ohne Unter- 
schied der Klasse und des Geschlech- 
tes treffen. 

Kleine Notizen 

Eine Ausstellung, die im Anschluß 
an den XXI. Internationalen Anti- 
alkoholkongreß in Warschau eröffnet 
wurde, gibt ein. erschütterndes Büd 
über den Alkoholgenuß der Kinder. 
Nach dieser Statistik kennen in Polen 
82,2% der Kinder den Genuß des Al- 
kohols, wobei 58,7% der Kinder mit 
dem Alkohol durch die Eltern Be- 
kanntschaft gemacht haben. „Wodka” 
wird schon von 2% der Säuglinge im' 
Alter von 1 — 2 Jahren, von 3,5% der 
Kinder im Alter von 2 — 4 Jahren, von, 
46,3% der Kinder im Alter von 4 — 6 
Jahren und von 47,9% der Kinder im 
Alter von 6 — 8 Jahren genossen. 

Nach dem österreichischen Bundes- 
gesetz vom 30. Juni 1937 über den 
Schutz des keimenden Lebens ist die 
Errichtung von Prüfungsstellen vor- 
gesehen. Eingriffe zur Einleitung einer 
Fehlgeburt dürfen grundsätzlich nur 
in bestimmten Krankenanstalten vor- 
genommen werden. 

In der Südafrikanischen Union gibt 
es 1981 praktizierende Ärzte für eine 
Gesamtbevölkerung von 9,6 Millionen 
Einwohnern. 1 Arzt kommt auf etwa 
1000 Europäer, auf 3800 Nichteuro- 
päer oder auf 4800 Menschen über- 
haupt. Lediglich die großen Städte 
mit einem Fünftel der Gesamtbevölke- 
rung sind ausreichend versorgt. 

Aus dem vor kurzem veröffentlich- 
ten Bericht des Gesundheits-Departe- 
ments der Palästinaregierung geht 
hervor, daß gegenwärtig in Palästina 
2202 Ärzte, 45 Pharmazeuten, 484 
Hebammen ihren Beruf ausüben. 


In der Zentralvertretung der Stadt 
Prag beantragte der Stadtverord- 
nete Gen. Dr. Egon Schwelt, den 
schulärztlichen Dienst in den deut- 
schen Volks- und Bürgerschulen von 
Stadt wegen zu übernehmen und mit 
dieser Punktion deutsche Ärzte zu be- 
trauen. 

In Deutschland warb vor Vertretern 
der Presse der Hauptamtsleiter Hil- 
genfeldt für den Krankenschwestern- 
beruf. Der Bedarf beläuft sich auf 
etwa 15.000 Jungschwestern jährlich, 
bisher kamen nur etwa 8000 hinzu. 
Dieser „nach dem der Mutter wohl 
schönste Frauenberuf” scheint im 
Dritten Reich nicht sehr begehrens- 
wert zu sein. 


Die deutschen Gewerbeaufsichtsbe- 
amten kontrollierten 329.000 Betriebe 
im Jahre 1936. Dabei mußten nach 
einer Mitteilung im Berliner „Angriff” 
„rund 120.000 gewerbehygienische Be- 
anstandungen geltend gemacht wer- 
den”. Die vielgepriesene „Schönheit 
der Arbeit in Deutschland” ist offen- 
bar nur eine der Agitationsphrasen! 

Das deutsche Reichsversicherungs- 
amt stellte fest, daß „Betriebssport” 
Sportübungen sind, an denen Lehr- 
linge und Betriebsbeamte auf „An- 
ordnung des Unternehmers” teilzu- 
nehmen haben. Er will sich dadurch 
einen „gesunden und leistungsfähigen 
Arbeiterstand heranziehen”. 


Aus der sozialistischen Ärztebewegung 


Zur besonderen Beachtung! 

Die Organisationen, die der IVSÄ 
angeschlossen sind, werden dringend 
gebeten, die rückständigen Beiträge 
sowie diejenigen für das Jahr 1938 
baldigst zu überweisen. Alle Sendun- 
gen wolle man ohne weitere Zusätze 
adressieren: Internationales Ärztliches 
Bulletin, Prag XII, Cäslavskä 15 oder 
für das Konto des IÄB an die Böhmi- 
sche Eskomptebank u. Kreditanstalt. 
(Für die CSR: Postsparkassenkonto 
Nr. 51.041 (IÄB).) 


Voranzeige 

Die diesjährige Hauptversammlung 
der deutschen sozialdemokratischen 
Ärzte in der CSR findet auf Beschluß 
des Vorstandes am 23. und 24. April 
1938 in Prag statt. — Gleichzeitig 
veranstalten die tschechischen und 
deutschen sozialistischen Ärzteorgani- 
sationen gemeinsam eine große öffent- 
liche Kundgebung in Prag. - Nähe- 
re Einzelheiten werden demnächst be- 
kanntgegeben. 


Murcia, le 16. D6cembre 1937. 

Aux Camarades Medecins 
de l’Armee Nationale Chinoise 
en lutte 

Chers camarades. 

Depuis plusieurs mois se trouve le 
peuple chinois dans une guerre sang- 
lante, qui lui fut imposöe par l'lmpi- 
rialisme japonais. 

Depuis des mois le sang en flot, les 
meilleurs fils chinois consacrent leur 
vie dans la lutte pour la libertä et 
l’ind6pendance de leur pays. 

Depuis des mois des milliers de 
femmes, d'enfants, de vieiliards sont 
tu£s par les bombcs et le gaz asphy- 
xiant. 

Dans cette lutte — nous les möde- 
cins des Höpitaux du Centre — des 
Brigades Internationales ä Murcia, 
nous vous exprimons notre solitiarlfe, 
et nous vous serrons les mains, frater- 
nellement, camarades. 

Nous vous voyons, soucieux dans 
votre travail, soignant les blessures 
que cette guerre atroce a fait ä votre 
peuple pacifique. 

Nous vous voyons, ä votre travail, 
semblable au nötre, qui nous a raa- 
semblG, les medecins internationaux, 
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de tous les pays du monde, qui nous 
a guidd ä l’Espagne röpublicaine, 
pour aider Ie peuple espagnol envahi 
par le fascisme allemand et italien. 

Dans notre travail, ä Murcia dans 
les quatre Hopitaux des Brigades In- 
ternationales, que nous accomplissons 
ensemble avec les mödecins espagnols, 
nous ne vous oublions pas et nous 
pensons ä, votre grande lutte imposde 
par Ie fascisme internationale qui de 
mande tant de sacrifices. H y a actu- 
ellement deux questions urgentes ä 
regier sans retard-^t qui assureront 
la vietoire du peuple espagnol — ces 
deux questions qui sont aussi en m£- 
me temps d’une grande importance 
pour votre lutte. La premiöre est la 
question de l’unitd et diseipline dans 
les lignes de l’armde du Front Popu- 
laire. La deuxiöme c’est le probl£me 
de solidarite actif de toutes les forces 


dömocratiques du monde. Nous vou- 
Ions organiser tout — pour assurer la 
vietoire de notre cause juste et nous 
le croyons que c’est en meme temps 
une aide ä votre cause parallele ä la 
vötre. 

A vous camarades et ä votre grand 
peuple nous souhaitons que l’Unitö 
vous donne la force d’expulser l’im- 
pdrialisme japonais et de finir la gu~ 
erre ä l’Est, victorieusement et le plus 
vite possible! 

Vive le Service Sanitaire de l’Ar- 
mee Chinoise! 

Vive la solidaritd avec le Peuple 
Chinois! 

A vous bien fraternellement. 

Collectif des Medecins du Centre 
Sanitaire de Murcia. 


Bücher und Zeitschriften 


„Therapie der Tuberkulose.” Her- 
ausgegeben von Joseph Berberich, 
Frankfurt a. M. und Paul Spiro, 
Davos, A. W. Sijthoffs Uitgeversmij 
N. V. Leiden. 2 Bände. Brosch. 25 hfl, 
gebunden hfl 28.50. 

Das Werk enthält auf 845 Seiten 
34 Kapitel, die von Autoren interna- 
tionalen Ranges beigesteuert wurden 
und geht weit über den Rahmen hin- 
aus, den der Titel bezeichnet. Neben 
der sehr breiten Behandlung der The- 
rapie aller tuberkulösen Organerkran- 
kungen, der verschiedenen Formen der 
Therapie und der Therapie von Krank- 
heiten, die mit der Tuberkulose ver- 
gesellschaftet auftreten, bringt das 
Buch eine kritische Darstellung der 
Geschichte der Therapie der Tuber- 
kulose (aus der Feder des Altmeisters 
der Tuberkulosentherapie Fraenkel- 
Heiüelberg), Kapitel über die Biologie 
und den Nachweis des Rockschen Ba- 
zillus, über Immunität und Patho- 
genese der Tuberkulose, Anatomie, 
Diagnostik, Schutzimpfung, über die 
Fragen „Tuberkulose und Ehe” und 
„Tuberkulose und Schwangerschaft”. 
Der zeitgemäße Charakter des Bu- 


ches ist gekennzeichnet durch die 
Breite des Raums, die sozialhygieni- 
schen Themen, wie „Arbeitstherapie” 
und „Tuberkulosenfürsorge” gewidmet 
ist. Das Buch schließt mit dem Kapi- 
tel „Psychologie und Psychotherapie 
des Tuberkulösen” und rückt ein lei- 
der viel zu sehr vernachlässigtes Pro- 
blem an die ihm gebührende Stelle. 
— Das W erk wird allen hochwillkom- 
men sein, die als Ärzte oder Sozial- 
hygieniker an der Bekämpfung der* 
Tuberkulose teilnehmen. 

Gruschka. 

(». Ichok. La mortalibG ä Paris et 
dans le departement de la Seine, avec 
83 figures et 69 tableaux, pröface de 
M. H. Sellier, Ministre de la Sant6 
Publique. Edition de l’Union des Cais- 
ses d’Assurances Sociales de la Region 
parisienne. Un volume de 227 pages, 
Paris, 1937. 

Prof. Ichok beginnt nach einer 
Betrachtung über die früheren Volks- 
zählungen mit einer sehr interessan- 
ten Beschreibung des Seinedeparte- 
menta hinsichtlich der Lokalisation 
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der Industrie, der Wohnverhältnisse in 
den einzelnen Gemeinden und der Be- 
völkerungsdichte und er gibt damit, 
wenn man so sagen darf, eine Morpho- 
logie des Seinedepartements, das heute 
mit der eigentlichen Stadt Paris, die 
in 20 Arrondissements zerfällt, Groß- 
Paris bildet. 

Im Kapitel über die Bevölkerungs- 
dichte bringt der Verfasser eine lehr- 
reiche Verteilung nicht nur nach der 
Einwohnerzahl pro 1 ha in Paris und 
dem Seinedepartement, sondern auf 
mehreren u. a. farbigen Tafeln auch 
nach Altersgruppen von 0—1 J., 1 — 10 
j. ( 20 — 40 J. usw. einmal in Brutto-i 
zahlen und dann im Verhältnis zur 
entsprechenden Gesamtbevölkerung. 

Für die Beurteilung der Sterblich- 
keitsziffern muß man das französi- 
sche Gesetz vom 15. Februar 1902 be- 
rücksichtigen, das vorsieht, daß eine 
Gemeinde im Dienstaufsichtswege ge- 
zwungen werden kann, hygienische 
Verbesserungen vorzunehmen, wenn 
während dreier Jahre die Sterblich- 
keit über dem Landesdurchschnitt ist. 
Die französische Sterblichkeit betrug 
im Jahre 1901 200/ 00 . um im Jahre 
1932 auf 15.80/00 zu sinken. Für die 
Stadt Paris sind die entsprechenden 
Zahlen 18.7o/ 00 und 13.8<>/ ü0 . 

Uber den Einfluß der Arbeitslosig- 
keit auf die Sterblichkeit ist noch 
nichts Definitives zu sagen; die Fol- 
gen der Krise dürften sich erst im 
Laufe der Jahre bemerkbar machen. 
Dagegen läßt sich jetzt schon in den 
größeren Städten eine Zunahme der 
Syphilis feststellen, die von manchen 
auf ein Ansteigen der heimlichen Pro- 
stitution, auch einem Zeichen der Not, 
zurückgeführt wird. 

Eindrucksvoll ist die Tafel, welche 
die Zahl der Todesfälle, die Anzahl 
der Beschwerden über ungesunde 
Wohnungen und die diesbezüglichen 
Nachforschungen der Gesundheits- 
ämter in Beziehung setzt. 


Das letzte Kapitel widmet Professor 
Ichok den großen Aufgaben der So- 
zialversicherung in der vorbeugenden 
Fürsorge. Diese Arbeit stellt bei der 
Reichhaltigkeit des Materials an gra- 
phischen Darstellungen, einen wert- 
vollen Beitrag zum Studium der De- 
mographie des heutigen Groß-Paris 
dar. Dr. Norbert Marx. 

Dr. Ludwig Chiavacci, Wien: „Die 
Störungen der Sexualfunktion bol 
Mann und Weib.” Mit einem Geleit- 
wort von Prof. Dr. Otto Pötzl. Leip- 
zig und Wien, Franz Deuticke, 1938. 
145 Seiten. 

Der Autor stellt in seiner Schrift, 
die von Prof. Pötzl in seinem Geleit- 
wort sehr warm empfohlen wird, zur 
Einführung in knapper und klarer 
Weise die Anatomie und Physiologie 
der Sexualorgane dar. Dann folgt eine 
Übersicht der organischen Ursachen 
der Sexualstörungen, die allen prak- 
tischen Interessen gerecht wird. Bei 
den psychogenen Ursachen der Im- 
potenz hebt Chiavacci die Bedeutung 
des „inadaequaten Partners” hervor, 
dessen Erkennung für die therapeuti- 
schen Ratschläge wichtig ist. Weiter- 
hin unterscheidet er Sexualneurosen 
und Erziehungshemmungen. In dem 
therapeutischen Teil der Schrift emp- 
fiehlt Chiavacci eine Kombination psy- 
chotherapeutischer Mittel mit hormo- 
nalen Präparaten, welche durch Stei- 
gerung der Libido die Überwindung 
psychischer Hemmungen erleichter- 
ten. Auf die moderne Hormonalthera- 
pie, soweit sie für die Sexualfunktion 
von Bedeutung ist, wird ausführlich 
eingegangen. Bei der Darstellung der 
psychogenen Ursachen und der Psy- 
chotherapie hat der Autor die Ergeb- 
nisse der Psychoanalyse, die er nicht 
ablehnt, nur in geringem Grade ver- 
wendet, so daß er keinen tiefergehen- 
den Einblick in die Entstehung der 
Funktionsstörungen geben konnte. Die 
Absicht aber, den bisher fehlenden 


Die Bezieher unserer Zeitschrift werden gebeten, die Bezugsgebühren auf 
das Postsparkassenkonto Praha Nr. 51.041 der Böhmischen Eskomptebank und 
Kreditanstalt (für das IÄB) schnellstens einzuzahlen. — Erlagscheine liegen 
dieser Nummer bei. — Aus dem Auslande können trotz Devisensperre kleine 
Beträge durch Postanweisung erfolgen, sonst auch durch Scheck, Banküber- 
weisung oder internationale Postwertzeichen. 
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Leitfaden für Ärzte und Studierende 
zu schreiben, geeignet zur Orientie- 
rung und zum Nachschlagen, ist dem 
Autor vollauf gelungen, H. L. 

Dr. Josef Navrätil; „Tajemstvi dnl 
plodnych a neplodnych u zdrave zeny.” 
Vydalo nakladatelstvi „Cin” v Praze, 
24 Kö, väzanä 36 Kö. 

Kniäka dra Navrätila podävä sro- 
zumitelny vyklad o Knausovy 
teorie o periodick6 neplodnosti ieny 
a pripojuje nävod, jak prakticky t&ch- 
to poznatkü vyuÄit. Omezuje se na 
zäkladni vöci a na jejich podstatu. 
Na konec pfipojil autor kalendär, aby 
si kaädä iena podle nävodu, ktery po- 
dal, mohla sama sest^vit svüj kalen- 
där. — Kniäka dra Navrätila si za- 
sluhuje co nejvßtäiho rozäxreni. 

Gruschka. 

Revue des Gesundheitswesens. Deut- 
sche Ausgabe der „Zdravotnickä re- 
vue”. Prag II. 

Aus dem Inhalt der Nummer 11/12 
des XIX. Jahrganges: Prof. B. Pru- 
sik: Die Prävention der Herz- und 
Gefäßkrankheiten: Prof. H. Pelc: Er- 
wägungen zu den Populationsbestre- 
bungen: Dr. M. Popper: Gesunden- 
untersuchung; Dr. M. Karp: Berufs- 
krankheiten der Bergarbeiter; Doz. 
Dr. E. Slawik: Der Nachweis des Er- 
folges in der Erholungsfürsorge. Aus 
der Arbeit des Gesundheitsministeri- 
ums. 

Bulletin de Torganisation d’hygiene, 
Genöve. 

Die früher vierteljährlich erschiene- 
nen Berichte der Hygienesektion des 
Völkerbundes erscheinen nun wegen 
Reichtums an Beiträgen sechsmal im 
Jahre. Die letzten Hefte brachten ne- 
ben wertvollen Arbeiten über Malaria 
grundlegende Studien über die Pro- 
bleme der Ernährung, des Wohnens, 
der Milchhygiene, des Gesundheits- 
indexes u. a. — Das „Bulletin” ist für 
den Hygieniker unentbehrlich. 

Gruschka. 


Emigrantenbriefe aus fünf Erdtei- 
len, herausgegeben von der Sozial- 
demokratischen Flüchtlingshilfe in 
Prag. 

Diese 60 Briefe aus 23 Ländern sind 
nach Prag von Emigranten geschrie- 
ben worden, die nach ihrer Flucht aus 
Deutschland einige Zeit in der Tsche- 
choslowakei gelebt haben und die dann 
auf der Suche nach Arbeit und Brot 
ausgewandert sind. Viele, die daheim 
alles im Stich lassen mußten, sind ge- 
zwungen, einen neuen, bisher völlig 
fremden Beruf zu erlernen: eine Aka- 
demikerin wind Hausangestellte, ein 
Redakteur wird Maschinensetzer. Es 
sind tüchtige Menschen, die der Ter- 
ror der Diktatur in die ungewisse 
Fremde getrieben hat. In einem er- 
greifenden Kinderbrief an die fernen 
Eltern heißt es: „Kopf hoch und sich 

nicht unterkriegen lassen! — Wir 

werden bestimmt wieder einmal eine 
Heimat finden, befreit von den Kapi- 
talisten, von den Diktatoren.” Das 
hofft trotz der trostlosen Gegenwart 
der beste Teil der politischen Emi- 
granten, von denen zahlreiche die un- 
sagbaren Schrecken der deutschen 
Konzentrationslager, die Qualen der 
Zuchthäuser und Gefängnisse hinter 
sich haben. Alle freiheitlich Gesinnten 
in den demokratischen Ländern soll- 
ten diesen mutigen Kämpfern ihr 
Schicksal nach Möglichkeit erleich- 
tern, damit sie ihre Mission erfüllen 
können, die neue Zeit vorzubereiten. 

F. 

Max Herb: Südosteuropa, Form u. 
Forderung, Editions Nouvelles Inter- 
nationales, Paris XVI. 157 Seiten mit 
2 Landkarten. 22 Kö. 

Der Verfasser behandelt in dem ak- 
tuellen Buch die ökonomische, innen- 
und außenpolitische Lage in den Staa- 
ten der Kleinen Entente, den Balkan- 
ländern und in den Staaten der Römi- 
schen Protokolle. Vor allem werden 
die antifaschistischen Abwehrkräfte in 
Südosteuropa einer näheren Betrach- 
tung unterzogen. 


Verantwortlicher Redakteur: MUDr. Augustin Turek, Praha - Druck Kolis & Co., 
Praha Xli, Cäslavska 15 - Zuschriften, Bestellungen und Rezensionsexemplare an 
diese Adresse - Zum Postversand mit Zeitungsmarken zugelassen durch Verfü- 
gung der Prager Postdirektion Nr. 315.614/VII. 1933 - Kontrollpostamt Prag 31. 
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FÜR ALLE GEISTIGEN ARBEITER 

für Komitees und Organisationen besorgen wir Material aus allen 
Gebieten der Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Literatur, Technik usw. 
Genau nach ihren Wünschen verfolgen wir die Zeitungen und Zeit- 
schriften aller Länder. Verlangen Sie unseren Prospekt! 

Bureau International de Documentation 

(Das internationale Ausschnittbüro) 

33, Rue de L’amiral-Mouches, Paris (1 3e) • Tel. Gobelins 04-27 


für interne, nervöse, Stoff- ALTVATER- SANATORIUM 

wechselkrankheiten u. Er- - — 

holungsbedürftige. Mit al- FREIWALDAU-GRAFENBERG 

len modernen Kurbehelfen 

ausgestattet. Ganzjährig geöffnet. Nach vollständiger Renovierung 
den modernsten Anforderungen entsprechend. — Leitender Chefarzt- MUDr 
Josef Tindel. Wirtschaftliche Leitung: Direktor Hans Wondraschek. — Tages- 
pauschalpreis. Zimmer, vier Mahlzeiten, Badekur, regelmäßige chefärztliche 
Konsultation von Kö 55. — an. Ausführliche illustr. Prospekte auf Verlangen. 


ANZEIGEN 

finden im „Internationalen Ärzt- 
lichen Bulletin” weiteste Ver- 
breitung. Mäßiger Tarif. — Man 
wende sich an die Administration 
Prag XII, caslavskä 15. 

Inhalt des letzten Heftes 

(IV. Jahrgang, Nr. 9/10): 

Dem neuen Kämpfer zum Gruß! 

ET. Silva: Von derGesundheit des deut- 
schen Volkes. 

Spanish Medical Aid Committee of 
London. 

Itud. Hoschek-Prag : Die III. staatliche 
Erholungsaktion in der CSR. 

Zum Problem der Homosexualität. 
Ludwig Czech: Das Gesundheitswesen 
in der CSR. 

Rundschau: Zur Pathologie und 
Therapie des Morbus imperii tertii. 
Aus der Volksgemeinschaft ausge- 
stoßen. — Bevölkerungspolitik im 
Betrieb. — Durchführung des Ab- 
treibungsverbotes in der Sowjet- 
union. — Unfallschutz in Deutsch- 
land. — Blutgruppen unter den Ju- 
den. — Kleine Notizen. 

Aus der sozialE ’sch. Ärztebewegung. 
Bücher und Zt Schriften. 


Alle Arten von Drucksorten 
liefert prompt und billigst die 


BUCHDRUCKEREI 

KOLIS & CO. 

Prag Xll-Vinohrady, Cäslavska 15 
Telephon 506-90 


Erlagscheine 

liegen dieser Nummer für die Leser in 
der CSR bei, die bisher die Bezugs- 
gebühren noch nicht eingezahlt haben. 
Das Postsparkassenkonto lautet: 
Praha 51.041 der Böhm. Eskomptebank 
und Kreditanstalt (Für die Zeitschrift 
„Internationales Ärztliches Bulletin’'). 
Unsere ausländischen Abonnenten 
zahlen 35 Kö inkl. Porto durch Scheck, 
intern. Postwertzeichen oder Bank- 
überweisung. — Sparen Sie uns durch 
pünktliche Zahlung Zeit und Kosten! 


